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Aumann AG, Beelen 

Wertpapierkennnummer: A2DAM0 

ISIN: DE000A2DAM03 
 
 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
am 20. Juni 2018 in Beelen 
 
Die Aumann AG mit Sitz in Beelen lädt hiermit ihre Aktionäre zu der am Mittwoch, den 20. 
Juni 2018 um 10:00 Uhr im Kabelwerk, Ostheide 1, 48361 Beelen, stattfindenden 
ordentlichen Hauptversammlung 2018 ein.  

 
 

I. Tagesordnung 

1 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des 
gebilligten Konzernabschlusses sowie des 
zusammengefassten Lageberichts für die Aumann AG und 
den Konzern zum 31. Dezember 2017, des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017 sowie des 
erläuternden Berichts zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 
315 Abs. 4 HGB 

Da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten Jahres- und Konzernabschluss 
bereits gebilligt hat, ist entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen keine 
Beschlussfassung durch die Hauptversammlung vorgesehen. 

2 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss zum 
31. Dezember 2017 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 4.505.064,32 
wie folgt zu verwenden: 
 
a)  Ausschüttung einer Dividende in Höhe von EUR 0,20 je 

dividendenberechtigter Stückaktie, d.h. insgesamt  
 

EUR 3.050.000,00 
 
b) Vortrag auf neue Rechnung in Höhe von 
 

EUR 1.455.064,32. 
 

Die Gesellschaft verfügt zum Zeitpunkt der Einberufung über keine eigenen Aktien. 
Sollte die Gesellschaft zum Zeitpunkt der Hauptversammlung eigene Aktien halten, 
so sind diese in Übereinstimmung mit § 71b AktG nicht dividendenberechtigt. Die 
Zahl der dividendenberechtigten Aktien kann sich bis zur Hauptversammlung 
verändern. In diesem Fall wird bei unveränderter Ausschüttung von EUR 0,20 je 
dividendenberechtigter Stückaktie der Hauptversammlung ein entsprechend 
angepasster Beschlussvorschlag über die Gewinnverwendung unterbreitet werden. 
Die Dividende wird am 25.06.2018 ausgezahlt. 
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3 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands, die im 
Geschäftsjahr 2017 amtiert haben, für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

4 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats, die im  
Geschäftsjahr 2017 amtiert haben, für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

5 Beschlussfassung über Wahl zum Aufsichtsrat 

Das amtierende Mitglied des Aufsichtsrats Klaus Seidel hat sein Amt als Mitglied 
des Aufsichtsrats der Aumann AG zum Ablauf des 20.06.2018 niedergelegt. Herr 
Seidel scheidet daher zu diesem Zeitpunkt aus dem Aufsichtsrat aus.  
 
Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 1 der Satzung der Aumann AG aus drei Mitgliedern zusammen, die 
sämtlich von der Hauptversammlung gewählt werden. Die Hauptversammlung ist 
bei der Wahl an Wahlvorschläge nicht gebunden. 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor,  
 

Dr. Christof Nesemeier, Kaufmann, geboren am 16.12.1965, Berlin, in den 
Aufsichtsrat zu wählen. 

 
Die Wahl erfolgt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 3 der Satzung für die restliche Amtszeit des 
ausscheidenden Herrn Klaus Seidel, d.h. bis zur Hauptversammlung, die über die 
Entlastung für das am 31. Dezember 2021 endende Geschäftsjahr beschließt. 
 
Der vorgenannte Wahlvorschlag des Aufsichtsrats berücksichtigt die vom 
Aufsichtsrat für seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele. Nähere Angaben 
zum Werdegang des vorgeschlagenen Kandidaten sind dem auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter www.aumann-ag.com/hv eingestellten Lebenslauf zu 
entnehmen, der auch als Anlage zu dieser Einladung beigefügt ist.  
 
In Bezug auf das zur Wahl vorgeschlagene Aufsichtsratsmitglied werden gemäß § 
125 Abs. 1 S. 5 AktG folgende Angaben gemacht: 

 
Es bestehen folgende Mitgliedschaften in einem anderen gesetzlich zu bildenden 
inländischen Aufsichtsrat bzw. vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen: 
 

 Mitglied des Verwaltungsrats und Chief Executive Officer der MBB SE 

 Vorsitzender des Aufsichtsrats der Delignit AG 
 

Herr Dr. Nesemeier ist Mitglied des Verwaltungsrats und Chief Executive Officer der 
MBB SE und Vorsitzender des Aufsichtsrats der Delignit AG und steht daher in einer 
geschäftlichen Beziehung zur MBB SE, der Mehrheitsaktionärin der Aumann AG, 
sowie der Delignit AG, einer mittelbaren Tochtergesellschaft der MBB SE, im Sinne 
der Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex.  

https://www.aumann-ag.com/investor-relations/hauptversammlung.html
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6 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und 
des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2018 die RSM GmbH Wirtschaftsprüfgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz in Düsseldorf, Georg-Glock-Str. 4, 40474 
Düsseldorf, zu wählen. 

7 Beschlussfassung über die Aufhebung des bisherigen 
Genehmigten Kapitals 2017/1, die Neuschaffung eines 
Genehmigten Kapitals 2018 und die entsprechende 
Satzungsänderung  

Die Aumann AG hat von der durch die Hauptversammlung vom 9. Februar 2017 
erteilten Ermächtigung, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 8. Februar 2022 einmalig oder mehrmalig um bis zu 
insgesamt EUR 6.250.000 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2017/1), durch Beschlüsse des Vorstands vom 4. und 5. Dezember 2017 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats vom 4. und 5. Dezember 2017 teilweise Gebrauch 
gemacht und insgesamt 1.250.000 neue Aktien (entsprechend einem Anteil von 
etwa 8,9 % des damaligen Grundkapitals der Aumann AG) ausgegeben. Die Satzung 
enthält daher derzeit in § 4 Abs. 5 (Genehmigtes Kapital 2017/1) noch ein 
Genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 5.000.000. Um der Gesellschaft auch künftig 
ausreichende Handlungsoptionen und die notwendige Flexibilität bei ihrer 
Finanzierung und dem weiteren Wachstum zu geben, soll das Genehmigte Kapital 
2017/1 aufgehoben und ein neues Genehmigtes Kapital mit in Höhe von EUR 
7.625.000,00 (entsprechend einem Anteil von 50 % am derzeit bestehenden 
Grundkapitals) beschlossen werden. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
a)  Das in § 4 Abs. 5 der Satzung geregelte genehmigte Kapital (Genehmigtes 

Kapital 2017/1) wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung der 
nachfolgenden Neufassung von § 4 Abs. 5  der Satzung im Handelsregister 
der Gesellschaft aufgehoben. 

 
b) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. Juni 2023 einmalig oder 
mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 7.625.000,00 gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018). Die neuen Aktien sind 
grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten; sie können auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 
186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
in folgenden Fällen auszuschließen: 

 
-  für Spitzenbeträge; 
-  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
ausgegebenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den 
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Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 
10% des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten; 
auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 
unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden 
bzw. auszugeben sind; 

-  soweit es erforderlich ist, den Inhabern von Wandlungs- oder 
Optionsrechten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechtes bzw. einer Wandlungspflicht als 
Aktionär zustehen würde; 

-  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 
Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem 
Genehmigten Kapital 2018 festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung 
der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet 
werden; die neuen Aktien können insbesondere auch mit 
Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 
Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt ihrer Ausgabe 
noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 
Bilanzgewinn dieses Geschäftsjahres gefasst worden ist. 

 
c) Die Satzung wird in § 4 Abs. 5 wie folgt neu gefasst: 
 

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. Juni 2023 einmalig oder 
mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 7.625.000,00 gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2018). Die neuen Aktien sind 
grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten; sie können auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 
186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
in folgenden Fällen auszuschließen: 

 
-  für Spitzenbeträge; 
-  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
ausgegebenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den 
Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 
10% des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten; 
auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 
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unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden 
bzw. auszugeben sind; 

-  soweit es erforderlich ist, den Inhabern von Wandlungs- oder 
Optionsrechten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechtes bzw. einer Wandlungspflicht als 
Aktionär zustehen würde; 

-  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 
Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem 
genehmigten Kapital 2018 festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung 
der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet 
werden; die neuen Aktien können insbesondere auch mit 
Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 
Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt ihrer Ausgabe 
noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 
Bilanzgewinn dieses Geschäftsjahres gefasst worden ist.“ 

 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 
AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung  
 
Die Aumann AG hat von der durch die Hauptversammlung vom 9. Februar 2017  
erteilten Ermächtigung, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 8. Februar 2022 einmalig oder mehrmalig um bis zu 
insgesamt EUR 6.250.000 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2017/1), durch Beschlüsse des Vorstands vom 4. und 5. Dezember 2017 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats vom 4. und 5. Dezember 2017  teilweise Gebrauch 
gemacht und insgesamt 1.250.000 neue Aktien (entsprechend einem Anteil von 
etwa 8,9 % des damaligen Grundkapitals der Aumann AG) ausgegeben. Die 
Kapitalerhöhung wurde am 6. Dezember 2017 in das Handelsregister der 
Gesellschaft eingetragen. 
 
Die Aufhebung der derzeitigen satzungsmäßigen Ermächtigungen, das Grundkapital 
der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2017/1) und die gleichzeitige Schaffung einer neuen Ermächtigung 
(Genehmigtes Kapital 2018), soll der Verwaltung für die folgenden fünf Jahre 
erneut die Möglichkeit geben, flexibel und schnell die Eigenkapitalbasis der 
Gesellschaft den jeweiligen Erfordernissen anzupassen. Für eine Ausnutzung der 
Ermächtigung gibt es zurzeit keine konkreten Pläne. Bei Ausnutzung der 
Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen steht den Aktionären 
grundsätzlich das Bezugsrecht zu. Bei Barkapitalerhöhungen sind die neuen Aktien 
grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten; sie können auch von 
Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Aktiengesetz 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Die Ermächtigung des Vorstands, etwaige Spitzenbeträge von dem 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, dient dazu, im Hinblick auf den Betrag 
der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsrechtsverhältnis darstellen 
zu können. Der weiter vorgesehene Bezugsrechtsausschluss zum Zwecke der 
Gewährung von Bezugsrechten an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. an die Wandlungsverpflichteten aus 
Wandelschuldverschreibungen und Optionsschuldverschreibungen ist erforderlich 
und angemessen, um sie in gleichem Maße wie Aktionäre vor Verwässerung ihrer 
Rechte zu schützen. Zur Gewährleistung eines Verwässerungsschutzes durch 
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Teilnahme an der Ausgabe der neuen Aktien ist es erforderlich, das Bezugsrecht der 
Aktionäre insoweit auszuschließen, wie es notwendig ist, um den Inhabern von 
Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen in der Weise zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Wandlungs-/Optionsrechte bzw. Erfüllung der Wandlungspflichten zustünde. Der 
mögliche Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber/Gläubiger von 
Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder der zur Wandlung Verpflichteten bietet 
zudem den Vorteil, dass bei entsprechend gestalteten Wandlungs- bzw. 
Optionsbedingungen der Wandlungs- bzw. Optionspreis aus den bereits begebenen 
und noch zu begebenden Wandelschuldverschreibungen und 
Optionsschuldverschreibungen nicht ermäßigt zu werden braucht. Die weiter 
vorgesehene Ermächtigung, bei Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen das 
Bezugsrecht der Aktionäre einmalig oder mehrmals für einen Teilbetrag des 
Genehmigten Kapitals, der 10 % des derzeitigen Grundkapitals insgesamt nicht 
übersteigt, auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den jeweiligen Börsenkurs 
nicht wesentlich unterschreitet, stützt sich auf die Bestimmung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG. Die genannten Vorgaben für die Ausnutzung dieser Ermächtigung 
stellen sicher, dass der Schutzbereich des Bezugsrechts, die Sicherung der 
Aktionäre vor einem Einflussverlust und einer Wertverwässerung, nicht berührt 
wird. Der Einfluss der vom Bezug ausgeschlossenen Aktionäre kann durch Nachkauf 
über die Börse gesichert werden. Für die Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie 
Kapitalerhöhung zu einer größtmöglichen Kapitalschöpfung und optimalen Erlösen. 
Sie liegt somit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Zum weiteren 
Schutz der Aktionäre vor Einflussverlust und Wertverwässerung ist die 
Ermächtigung für einen Bezugsrechtsausschluss dadurch begrenzt, dass 
vergleichbare, wie eine bezugsrechtslose Kapitalerhöhung wirkende 
Kapitalmaßnahmen auf den Höchstbetrag angerechnet werden, bis zu dem eine 
Barkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss erfolgen kann. Deshalb sieht die 
Ermächtigung vor, dass auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen sind, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss 
veräußert oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, wie beispielsweise eine 
Veräußerung von Aktien, die die Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben und gegen Barzahlung 
an Dritte veräußert hat, ohne den Aktionären den Bezug dieser Aktien anzubieten, 
sowie die Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, soweit 
den Aktionären kein Bezugsrecht an ihnen eingeräumt wird. Geschäftsgegenstand 
der Gesellschaft ist unter anderem der Erwerb von oder die Beteiligung an anderen 
Unternehmen. Die Gesellschaft sollte daher die Möglichkeit haben, im Rahmen 
ihrer Akquisitionsstrategie im In- und Ausland Unternehmen und Beteiligungen an 
Unternehmen in geeigneten Fällen nicht nur in der üblichen Weise durch Zahlung 
eines Kaufpreises, sondern auch im Wege einer Sachgegenleistung durch 
Überlassung von Aktien erwerben zu können. Die Praxis zeigt, dass die Verkäufer 
von Unternehmen oder von Unternehmensbeteiligungen als Gegenleistung auch 
die Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft in Erwägung ziehen. Um 
auch solche Unternehmen oder Beteiligungen erwerben zu können, muss die 
Gesellschaft die Möglichkeit haben, ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts erhöhen zu können. Weil eine etwaige 
Kapitalerhöhung bei sich bietenden Erwerbsmöglichkeiten wegen des regelmäßig 
zu erwartenden Wettbewerbs mit anderen Erwerbsinteressenten kurzfristig 
erfolgen muss, ist für die Bereitstellung der erforderlichen Aktien die Schaffung 
eines Genehmigten Kapitals erforderlich. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall 
sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch macht, falls sich die Möglichkeiten zum 
Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen konkretisieren und 
dabei auch sorgfältig abwägen, ob die als Gegenleistung zu übertragenden Aktien 
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durch eine Kapitalerhöhung und/oder durch Erwerb eigener Aktien beschafft 
werden. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird dies nur tun, wenn der Erwerb gegen 
Ausgabe von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen 
derzeit nicht. Über die Einzelheiten der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals wird 
der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Erwerb 
gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft folgt.  

8 Beschlussfassung über die Änderung von § 21 Abs. 3 der 

Satzung  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 21 Abs. 3 der Satzung wie folgt zu 
ändern: 
 
„Aktionäre weisen ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
durch eine in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellte 
und auf den gesetzlichen Nachweisstichtag bezogene Bescheinigung ihres 
Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut nach; diese Bescheinigung muss 
der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen. Der Vorstand kann in der 
Einberufung eine kürzere, in Tagen bemessene Frist festlegen. Der Tag des Zugangs 
ist nicht mitzurechnen.“ 

 

II. Weitere Angaben zur Einberufung 
 

1. Teilnahme an der Hauptversammlung  

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts auf 
der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich 
spätestens bis zum Ablauf des 13. Juni 2018, 24:00 Uhr (MESZ), unter der 
nachstehenden Adresse:  
 
Aumann AG 
c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10 
80637 München 
 
oder per Telefax: +49 (0) 89 210 27 289 
oder per E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de  
 
angemeldet und gegenüber der Gesellschaft unter dieser Adresse (oder per Telefax 
oder per E-Mail) den von ihrem depotführenden Institut erstellten Nachweis 
erbracht haben, dass sie zu Beginn des 21. Tages (Nachweisstichtag) vor der 
Versammlung (30. Mai 2018, 00:00 Uhr (MESZ)) Aktionär der Gesellschaft waren. 
Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der Textform (§ 
126b BGB) und müssen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.  
 
Als Aktionär gilt im Verhältnis zur Gesellschaft für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts nur, wer den Nachweis des 
Anteilsbesitzes erbracht hat. Teilnahmeberechtigung und Umfang des Stimmrechts 
richten sich allein nach dem Anteilsbesitz des jeweiligen Aktionärs zum 
Nachweisstichtag. Eine vollständige oder teilweise Veräußerung des Anteilsbesitzes 
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nach dem Nachweisstichtag bleibt möglich, d. h., der Nachweisstichtag führt zu 
keiner Veräußerungssperre.  
 
Eine Veräußerung nach dem Nachweisstichtag hat keinen Einfluss auf das Recht zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und auf das Stimmrecht oder dessen 
Umfang. Der Erwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag gewährt hinsichtlich 
dieser Aktien kein Stimmrecht, und Personen, die zum Nachweisstichtag keine 
Aktien besitzen und erst nach dem Nachweisstichtag Aktionär der Gesellschaft 
werden, sind weder teilnahme- noch stimmberechtigt.  
 
Der Nachweisstichtag hat keinen Einfluss auf die Dividendenberechtigung.  
 
Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des 
Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch an 
diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
zurückweisen.  
 
Nach fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises über den 
Anteilsbesitz bei der Gesellschaft werden den Aktionären die Eintrittskarten 
zusammen mit dem Vollmachts- und Weisungsformular für die Hauptversammlung 
übersandt. 

 
2. Stimmrechtsvertretung 

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr 
Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten ausüben lassen. Auch in diesem Fall sind 
eine fristgerechte Anmeldung und der fristgerechte Nachweis des Anteilsbesitzes 
gemäß den vorhergehenden Bestimmungen erforderlich. Wenn die Vollmacht 
weder einem Kreditinstitut oder einer Vereinigung von Aktionären oder einem 
anderen, diesen nach § 135 Abs. 8 AktG oder § 135 Abs. 10 AktG in Verbindung mit 
§ 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten, Vollmachtnehmer erteilt wird, bedarf die 
Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft der Textform. Aktionäre, die einen Vertreter 
bevollmächtigen wollen, können zur Erteilung der Vollmacht das Formular 
benutzen, welches die Gesellschaft hierfür zur Verfügung stellt. Es befindet sich auf 
der Rückseite der Eintrittskarte zur Hauptversammlung, welche ordnungsgemäß 
angemeldeten Personen zugesandt wird. Dieses Formular kann auch kostenfrei 
unter der oben genannten Anschrift angefordert werden und steht auch auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.aumann-ag.com/hv zum Download 
bereit.  
 
Für die Form einer Vollmacht, die einem Kreditinstitut oder einer Vereinigung von 
Aktionären oder einem anderen, diesen nach § 135 Abs. 8 AktG oder § 135 Abs. 10 
AktG in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten, Vollmachtnehmer 
erteilt wird, gelten die gesetzlichen Bestimmungen; bitte erfragen Sie in einem 
solchen Fall die Einzelheiten der Bevollmächtigung bei den genannten 
Vollmachtnehmern.  
 
Der Nachweis der Vollmacht kann entweder am Tag der Hauptversammlung bei der 
Einlasskontrolle durch den Bevollmächtigten erfolgen oder durch Erklärung 
gegenüber der Gesellschaft an folgende Adresse:  
 
Aumann AG  
c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München  

https://www.aumann-ag.com/investor-relations/hauptversammlung.html
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oder per Telefax: +49 (0) 89 210 27 289 
oder per E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de  
 
Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft bis auf 
einen Bevollmächtigten alle anderen zurückweisen. Zusätzlich bieten wir unseren 
Aktionären an, einen von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen 
Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Die 
Vollmacht ist in Textform zu erteilen und muss Weisungen für die Ausübung des 
Stimmrechts enthalten. Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter 
ist verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Ohne Weisungserteilung zu den 
einzelnen Tagesordnungspunkten können die Stimmrechte nicht vertreten werden.  
 
Die Aktionäre, die dem von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter eine 
Vollmacht erteilen möchten, müssen sich nach den vorstehenden Bestimmungen 
(vgl. Ziff. II.1) ordnungsgemäß angemeldet haben. Das Vollmachts- und 
Weisungsformular ist auf der Rückseite der Eintrittskarte zur Hauptversammlung 
aufgedruckt und steht auch auf der Internetseite unter www.aumann-ag.com/hv 
zum Download bereit.  
 
Die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
und die Erteilung von Weisungen an die Stimmrechtsvertreter sollten in Textform 
möglichst bis zum 19. Juni 2018 bei der folgenden Adresse eingehen:  
 
Aumann AG  
c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München 
 
oder per Telefax: +49 (0) 89 210 27 289 
oder per E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de  
 
Erhalten die Stimmrechtsvertreter auf mehreren Übermittlungswegen Vollmacht 
und Weisungen, wird die zeitlich zuletzt zugegangene ordnungsgemäß erteilte 
Vollmacht mit den entsprechenden Weisungen als verbindlich erachtet. Bei nicht 
ordnungsgemäß erteilten Vollmachten werden die Stimmrechtsvertreter die 
Stimmen in der Hauptversammlung nicht vertreten. Soweit Weisungen nicht 
korrekt ausgefüllt oder nicht eindeutig erteilt werden, werden in Abhängigkeit vom 
Abstimmungsverfahren die weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter sich der 
Stimme enthalten bzw. nicht an der Abstimmung teilnehmen. Die 
Stimmrechtsvertreter dürfen das Stimmrecht bei im Vorfeld der 
Hauptversammlung nicht bekannten Abstimmungen (z.B. bei Verfahrensanträgen) 
nicht ausüben. In Abhängigkeit vom Abstimmungsverfahren werden die 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter sich in diesen Fällen der Stimme 
enthalten bzw. nicht an der Abstimmung teilnehmen. Entsprechendes gilt bei der 
Abstimmung über einen Gegenantrag. Die Beauftragung der Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft zur Widerspruchserklärung sowie zur Antrag- und Fragenstellung 
ist ausgeschlossen. 
 
Die persönliche Anmeldung durch den Aktionär oder einen bevollmächtigten 
Dritten an den Eingangsschaltern zur Hauptversammlung zur eigenen 
Wahrnehmung des Stimmrechts in der Hauptversammlung gilt als Widerruf der an 
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilten Vollmacht und Weisungen. 

 

https://www.aumann-ag.com/investor-relations/hauptversammlung.html
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3. Ergänzung der Tagesordnung, § 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (dies 
entspricht 3.050.000 Aktien) oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies 
entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich 
an den Vorstand der Aumann AG zu richten, wobei jedem neuen Gegenstand eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen muss. Das Verlangen muss der 
Gesellschaft spätestens bis zum 20. Mai 2018, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender 
Adresse zugehen: 
 
Aumann AG  
Vorstand 
c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München  
 
oder per Telefax: +49 (0) 89 210 27 298 
oder per E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 
 
Der oder die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen 
vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die 
Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. Bekannt zu 
machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit sie nicht bereits mit der 
Einberufung bekannt gemacht werden - unverzüglich nach Zugang des Verlangens 
im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der Internetseite 
der Gesellschaft www.aumann-ag.com, unter dem Link Investor Relations bekannt 
gemacht und den Aktionären mitgeteilt.  
 
4. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 ff. AktG sind 
einschließlich Begründung und Nachweis der Aktionärseigenschaft bis zum 5. Juni 
2018, 24:00 Uhr (MESZ), ausschließlich zu richten an: 
 
Aumann AG  
c/o Link Market Services GmbH  
Landshuter Allee 10  
80637 München  
 
oder per Telefax: +49 (0) 89 210 27 298 
oder per E-Mail: antraege@linkmarketservices.de  
 
Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. Von der 
Veröffentlichung eines Gegenantrags oder Wahlvorschlags kann die Gesellschaft 
unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen, z. B. wenn 
der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der 
Hauptversammlung führen würde. Eine Veröffentlichung von Wahlvorschlägen 
kann darüber hinaus unterbleiben, wenn der Vorschlag nicht den Namen, Wohnort 
und ausgeübten Beruf des Kandidaten enthält. Die Begründung eines Gegenantrags 
braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 
Zeichen umfasst.  
 
Wir werden nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zumachende Anträge und 
Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, einer 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 Abs. 1 
bis 3 AktG genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich 
machen. Anträge, auch solche, die der Gesellschaft vor der Hauptversammlung 
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übersandt werden, können nur wirksam in der Hauptversammlung selbst gestellt 
werden. Entsprechendes gilt für Wahlvorschläge. Das Recht eines jeden Aktionärs, 
während der Hauptversammlung Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge auch ohne 
vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen bzw. zu 
unterbreiten, bleibt unberührt.  
 
5. Auskunftsrecht des Aktionärs, § 131 Abs. 1 AktG 

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein 
Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch  
auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Aumann AG zu mit ihr 
verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Aumann-Konzerns und der in 
den Konzernabschluss der Aumann AG einbezogenen Unternehmen. 
 
6. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 
Gesellschaft insgesamt EUR 15.250.000,00 und ist eingeteilt in 15.250.000 
Stückaktien. Jede Stückaktie mit Ausnahme etwaiger eigener Aktien gewährt eine 
Stimme. Die Gesellschaft hält derzeit keine eigenen Aktien. Die Gesamtzahl der 
Stimmen beträgt also 15.250.000. 

 
7. Ausliegende Unterlagen 

Zur Einberufung der Hauptversammlung werden die in TOP 1 erwähnten 
Unterlagen, der Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstands zu TOP 2, der Bericht 
des Vorstands zu TOP 7 sowie der Bericht des Vorstands zur teilweisen Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals unter Bezugsrechtsausschluss  vom Tag der Einberufung 
an im Internet unter www.aumann-ag.com/hv zugänglich gemacht. Diese 
Unterlagen werden auch in der Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre 
ausgelegt. Sie werden den Aktionären auf Wunsch auch kostenlos und unverzüglich 
zur Verfügung gestellt. 

 
8. Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Die Informationen zur Hauptversammlung gemäß § 124a AktG sowie 
weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 
126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG finden sich unter www.aumann-ag.com/hv auf 
der Internetseite der Gesellschaft.  
 
9. Hinweis zum Datenschutz 

Europaweit gelten ab dem 25. Mai 2018 neue Regelungen zum Datenschutz. Der 
Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen 
hohen Stellenwert. In unseren Datenschutzhinweisen haben wir alle Informationen 
zur Verarbeitung personenbezogener Daten unserer Aktionäre übersichtlich an 
einer Stelle zusammengefasst. Die neuen Datenschutzhinweise finden Sie ab dem 
25. Mai 2018 auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.aumann-ag.com/hv. 
 
Beelen, im Mai 2018 
Aumann AG  
Der Vorstand  
 
 
 

  

https://www.aumann-ag.com/investor-relations/hauptversammlung.html
https://www.aumann-ag.com/investor-relations/hauptversammlung.html
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Anlage zu TOP 5 - Beschlussfassung über die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds 

Lebenslauf Dr. Christof Nesemeier 

 

Persönliche Daten 

Geburtsdatum: 16.12.1965 
Nationalität: Deutsch 
Geburtsort: Bad Pyrmont 
Ausgeübter Beruf: Kaufmann 

 

Ausbildung 

Studium zum Diplom-Kaufmann, Westfälische Wilhelms-Universität Münster 

Promotion zum Dr. rer pol., Universität St. Gallen, Schweiz 

 

Beruflicher Werdegang 

1992 – 1996 Bossard Consultants 

  Consultant 

1995 – 1997 Nesemeier & Freimuth GmbH 

  Geschäftsführer 

1997 – 2001  MBB Gelma Industrieelektronik GmbH 

  Geschäftsführer 

2001 - 2005 MBB Capital GmbH 

  Geschäftsführer 

2006 – 2015 MBB Industries AG 

  CEO 

2012 – 2014 MBB Fertigungstechnik GmbH 

  Geschäftsführer 

Seit 2015 MBB SE 

  CEO, Geschäftsführender Direktor, Verwaltungsrat 

 

Mitgliedschaft in gesetzlichen zu bildenden inländischen Aufsichtsräten bzw. 

in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 

 Mitglied des Verwaltungsrats und Chief Executive Officer der MBB SE 

 Vorsitzender des Aufsichtsrats der Delignit AG 

 


